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Ausgangslage
Das Arbeitsverhältnis ist geprägt von einem 
Spannungsverhältnis zwischen den Interes-
sen des Arbeitgebers und den persönlichen 
Interessen seiner Arbeitnehmer. Während 
der Arbeitgeber einerseits darauf angewie-
sen ist, den Betrieb effizient zu organisieren 
und Arbeitsabläufe festzulegen, ist er ande-

Liebe Leserin, lieber Leser
Im Rahmen seiner Fürsorgepflicht hat der Arbeitgeber die Persön-
lichkeit der Arbeitnehmenden zu schützen. Unser erstes Top-Thema 
«Persönlichkeitsschutz im Arbeitsverhältnis» beleuchtet zentrale 
arbeitsrechtliche Aspekte des Persönlichkeitsschutzes.

Unser zweites Top-Thema «BYOD im Arbeitsrecht: Chancen, Risiken 
und Regelungsbedarf» zeigt die Herausforderungen auf, welche die 
Nutzung privater Geräte zu geschäftlichen Zwecken für Arbeitsrecht, 

Datenschutz und IT-Sicherheit mit sich bringt und wie eine rechtssichere Gestaltung möglich ist.
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rerseits verpflichtet, die Persönlichkeit seiner 
Arbeitnehmer zu schützen. Die Herausforde-
rung des Arbeitgebers im Zusammenhang 
mit der Ausgestaltung der Arbeitsorganisa-
tion besteht somit darin, seine berechtigten 
Interessen durchzusetzen, ohne dabei die 
Persönlichkeitsrechte seiner Arbeitnehmer zu 
verletzen.

Die wichtigste Grundlage des Persönlichkeits-
schutzes im Arbeitsverhältnis ist in Art.  328 
Obligationenrechts (OR) statuiert. Der Arbeit-
geber hat die Persönlichkeit des Arbeitneh-
mers zu achten und zu schützen sowie auf 
seine Gesundheit Rücksicht zu nehmen. Zu-
dem hat er geeignete Massnahmen zu treffen, 
um seine Arbeitnehmer vor Beeinträchtigun-
gen durch betriebliche Umstände oder durch 
Dritte zu schützen.

Entsprechend muss er insbesondere ge-
eignete Massnahmen gegen übermässige 
Arbeitsbelastung sowie gegen Mobbing 
und sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 
ergreifen. Dies, indem er beispielsweise ge-
nügend Personal zur Verfügung stellt oder 
aber Weisungen betreffend erlaubte und 
verpönte Verhaltensweisen am Arbeitsplatz 
erlässt.
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Persönlichkeitsschutz  
im Arbeitsverhältnis
Der Persönlichkeitsschutz ist ein wichtiger Aspekt der Fürsorgepflicht des Ar-
beitgebers und damit das Gegenstück zur Treuepflicht des Arbeitnehmers. Im 
Folgenden wird aufgezeigt, worauf der Arbeitgeber bei der Ausgestaltung der 
Arbeitsorganisation im Hinblick auf den Persönlichkeitsschutz zu achten hat.

	� Von Polia Rusca
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TOP-THEMA PERSÖNLICHKEITSSCHUTZ

Aspekte des Persönlichkeitsschutzes
Der arbeitsrechtliche Persönlichkeitsschutz 
ist vielfältig und erstreckt sich auf zahlreiche 
Bereiche des Arbeitsalltags. Von Relevanz 
sind dabei insbesondere die nachfolgenden 
Aspekte:

a.	 Schutz der Gesundheit
Ein wesentlicher Bestandteil des Persönlich-
keitsschutzes ist der Gesundheitsschutz. Der 
Arbeitgeber ist verpflichtet, die Arbeitsbedin-
gungen so zu gestalten, dass Gesundheits-
gefährdungen vermieden oder möglichst re-
duziert werden. Dazu gehören die Einhaltung 
von Arbeits- und Ruhezeiten sowie geeignete 
Massnahmen zur Verhütung von Unfällen 
und gesundheitlichen Beeinträchtigungen. 
Neben der körperlichen Sicherheit umfasst 
die Pflicht zum Schutz der Gesundheit auch 
die Vermeidung von psychischen Belastun-
gen wie Stress, Mobbing oder unangemes-
senem Arbeitsdruck. Der Arbeitgeber muss 
die entsprechenden Risiken erkennen und 
als Konsequenz hiervon angemessene orga-

nisatorische sowie präventive Massnahmen 
ergreifen.

Praktisch erfolgt dies einerseits durch die 
regelmässige Schulung der Arbeitnehmer im 
sicheren Umgang mit betriebsinternen Ins-
trumenten, Maschinen und Arbeitsmitteln. 
Andererseits empfiehlt sich der Erlass klarer 
betrieblicher Weisungen, insbesondere in 
Form von Leitlinien zum Verhalten am Arbeits-
platz sowie zum Vorgehen bei der Meldung 
von Missständen oder Konflikten. Ergänzend 
sollten die von den Arbeitnehmern erfassten 
Arbeitszeiten regelmässig überprüft werden, 
um die Einhaltung der arbeitsrechtlichen Vor-
gaben insbesondere betreffend Arbeits- und 
Ruhezeiten sicherzustellen und gesundheit-
lichen Belastungen vorzubeugen respektive 
entgegenzuwirken.

b.	 Beschränkung des Weisungsrechts
Der Arbeitgeber ist berechtigt, dem Arbeit-
nehmer Weisungen zu erteilen (Art. 321d OR). 
Dieses Weisungsrecht ermöglicht dem Arbeit-

geber, die Organisation des Betriebs, die Auf-
gabenverteilung sowie die konkreten Arbeits-
abläufe festzulegen. Aufgrund der Treuepflicht 
sind die Arbeitnehmer umgekehrt verpflichtet, 
berechtigten Weisungen des Arbeitgebers 
Folge zu leisten.

Das Weisungsrecht findet dort seine Gren-
ze, wo die Persönlichkeit des Arbeitnehmers 
unverhältnismässig stark beeinträchtigt wird. 
Mit anderen Worten müssen Arbeitnehmer 
nicht alle Weisungen akzeptieren respektive 
befolgen. Eine Weisung ist insbesondere dann 
problematisch, wenn ein weniger einschnei-
dendes Mittel zur Verfügung steht oder die 
Belastung für den Arbeitnehmer in keinem 
angemessenen Verhältnis zum betrieblichen 
Nutzen steht. Demgegenüber darf eher in 
die Persönlichkeitsrechte der Arbeitnehmer 
eingegriffen werden, je gewichtiger die be-
trieblichen Interessen des Arbeitgebers sind. 
Zu denken ist hier unter anderem an Hygiene
vorschriften gegenüber dem Küchenpersonal 
oder an Kleidungsvorschriften gegenüber Ar-

Sicherstellung des Persönlichkeitsschutzes 
am Arbeitsplatz 
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TOP-THEMA BYOD IM ARBEITSRECHT 

Arbeitsrechtlich stellen sich dabei insbeson-
dere Fragen zur Bereitstellung und Finan-
zierung der Arbeitsgeräte sowie zum Daten-
schutz, zur Datensicherheit, zur Arbeitszeit 
und zur Haftung. Diese Schnittstellen zwi-
schen Arbeitsrecht, Datenschutzrecht und IT-
Sicherheit gilt es für Arbeitgebende präventiv 
und rechtssicher zu regeln.

Allgemeine gesetzliche Grundlagen
Grundsätzlich haben Arbeitgebende gemäss 
Art. 327 Abs. 1 OR die für die Arbeit erforderli-
chen Geräte und Materialien zur Verfügung zu 
stellen. Setzt der Arbeitnehmende mit Zustim-
mung des Arbeitgebenden eigene Arbeitsmit-
tel ein, ist er nach Art. 327 Abs. 2 OR dafür 
angemessen zu entschädigen, sofern nichts 
anderes vereinbart oder üblich ist. Eine solche 
Abrede kann auch stillschweigend erfolgen. 
Eine entsprechende Übung besteht etwa bei 

Artisten oder bei Musikern hinsichtlich ihrer 
Instrumente. Eine entschädigungslose Übung 
ist bisweilen bei Köchen mit eigenen Messern 
oder im Coiffeurgewerbe mit eigenen Scheren 
verbreitet.

Der Entschädigungsanspruch setzt grund-
sätzlich das Einverständnis des Arbeitge-
benden voraus. Höhe und Form der Ent-
schädigung können vereinbart oder pauschal 
festgelegt werden; zu berücksichtigen sind 
insbesondere Umfang der geschäftlichen 
Nutzung, Abnutzung und Nutzungsdauer. Bei 
BYOD empfiehlt sich eine schriftliche Rege-
lung.

Davon zu unterscheiden ist der zwingende 
Auslagenersatz nach Art. 327a OR, etwa für 
zusätzliche geschäftliche Daten-, Verbin-
dungs- oder Roamingkosten. Eine Pauschale 

ist zulässig, sofern sie die notwendigen Aus-
lagen im Durchschnitt deckt.

Wird ein primär privat angeschafftes Smart-
phone lediglich gelegentlich und freiwillig 
geschäftlich genutzt und stellt der Arbeit-
gebende eine zumutbare Alternative bereit, 
besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Be-
teiligung am Anschaffungspreis. Verlangt oder 
akzeptiert der Arbeitgebende hingegen eine 
regelmässige geschäftliche Nutzung, können 
eine Nutzungsentschädigung und der Ersatz 
zusätzlicher Auslagen geschuldet sein. In der 
Praxis empfiehlt sich hier die Vereinbarung ei-
ner monatlichen (Spesen-)Pauschale.

Nutzung privater Arbeitsmittel
Arbeitgebende können die Nutzung von priva-
ten Geräten erlauben. Das Modell kann freiwillig 
ausgestaltet oder vertraglich beziehungsweise 
durch einen GAV vorgeschrieben werden. Eine 
Verpflichtung, erhebliche private Anschaf-
fungskosten zu übernehmen, sollte nicht bloss 
auf eine einseitige Weisung gestützt, sondern 
vertraglich so vereinbart werden.

Arbeitnehmende verfügen umgekehrt über 
keinen gesetzlichen Anspruch auf den Einsatz 
ihrer eigenen privaten Geräte. Der Arbeitge-
bende darf BYOD insbesondere aus Sicher-
heits-, Datenschutz-, Kompatibilitäts- oder 
Lizenzgründen einschränken oder gänzlich 
ausschliessen.

Chancen und Risiken
Auf der einen Seite kann BYOD Vorteile für 
beide Parteien bieten. Der Arbeitgebende 
kann von einem reduzierten Beschaffungs-
aufwand sowie tieferen direkten Gerätekosten 
profitieren. Die Arbeitnehmenden wiederum 
schätzen die freie Gerätewahl und die Nut-
zung vertrauter Hardware, was die Akzeptanz 
und Effizienz im Arbeitsalltag steigern kann. 
Zudem entfällt das lästige Mitführen eines 
zweiten geschäftlichen Geräts, was die Fle-
xibilität im Homeoffice und auf Reisen erhöht.

Demgegenüber stehen jedoch gewichtige Ri-
siken. Der administrative Aufwand für die IT-
Abteilung kann durch die Vielfalt an Betriebs-
systemen und Gerätetypen ansteigen. Zudem 
besteht eine erhöhte Gefahr von Datenabflüs-
sen durch mangelhafte Sicherheitsupdates, 
unsichere Apps, private Cloud-Back-ups, 

BYOD im Arbeitsrecht: Chancen,  
Risiken und Regelungsbedarf
Die zunehmende Digitalisierung der Arbeitswelt, mobile Arbeitsformen und ins-
besondere die Verbreitung von Homeoffice haben dazu geführt, dass die Arbeit 
längst nicht mehr nur am festen Arbeitsplatz mit vom Arbeitgebenden bereitge-
stellter Infrastruktur verrichtet wird. Unter «Bring Your Own Device» («BYOD») 
wird die Nutzung privater Geräte wie Smartphones, Tablets oder Laptops zu 
geschäftlichen Zwecken verstanden.

	� Von Dr. iur. Stefan Eichenberger und Tim Vetterli


